
 
 

 

Koblenz, 21.7.2021 
 
 
 

Die Hochwasserkatastrophe und die Mobilisierung rechtsextremer Akteure 
 

 

Spätestens seit der Corona-Krise ist allgemein offenkundig, dass Rechtsextreme in Krisen- und Katastrophenmomenten 

Morgenluft wittern und das Thema bespielen mit dem Ziel politisches Kapital aus einem (vermeintlich) schwächelnden 

Staat zu ziehen. Doch wollen sie keine uneigennützige Hilfe zur Selbsthilfe leisten, sondern sich als unentbehrliche 

politische und soziale Avantgarde der Gesellschaft in Erinnerung halten. 

 
Eine Liste unvollständiger Beispiele aus Rheinland-Pfalz: 

 Die rechtsextreme Hooligan-Band Kategorie C sammelt Spenden um sie nach Horhausen (Westerwald) zu 

bringen 

 Der rechtsextreme „Volkslehrer“ Nikolai Nerling und ein Tross Mitreisende besucht Ahrweiler 

 Die Gruppe „Eltern stehen auf“ aus dem Spektrum der „Querdenker“ planen ein Familienzentrum mit 

psychologischer Unterstützung für Kinder in Ahrweiler 

 Querdenker und „Corona-Rebellen“ melden Versammlungen im Krisengebiet an und chartern Busse dorthin 

 Bislang unbekannte fahren mit Lautsprecherfahrzeugen, die polizeilichen Einsatzfahrzeugen ähneln, durch das 

Krisengebiet und verkünden wahrheitswidrig, dass die Polizei, Hilfs- und Rettungskräfte die Anzahl der 

Einsatzkräfte reduziert 

 Rechtspopulisten und Rechtsextreme sammeln Sach- und Geldspenden (auf eigenen Konten) 

 
Krisen(v)erklärungen 

Das Schema mit dem sie in der Krise mobilisieren ist im Kern ein populistisches: Die (öffentlich-rechtlichen) Medien 

hätten unzureichend gewarnt und damit ihre Existenzberechtigung verwirkt; Verwaltung und Regierung hätten versagt in 

der Katastrophenvorsorge, weil sie die Gefahr nicht ernst genommen und die zuständigen Stellen kaputtgespart hätten; 

Die Bundeswehr sei nun zur Unfähigkeit und Nutzlosigkeit verdammt, weil auch sie unterfinanziert und zu allem 

Überdruss generell im Dienste fremder Interessen operiere, nicht zum Wohle des deutschen Volkes; Der Staat helfe 

insgesamt zu wenig und schicke vor allem nicht genügend Personal, weshalb beispielsweise Querdenker Versammlungen 

anmelden, um Staatsbedienstete in die Orte zu zwingen und sie dann der sinnlosen Begleitung der Versammlungen 

schmähen zu können. Verschwörungsideologen finden in altbekannten Erzählungen eine Erklärung für die 

Naturkatastrophe, etwa indem sie die NASA bezichtigen für den Niederschlag verantwortlich zu sein (siehe „HAARP“-

Verschwörung). 

 

 

 

 

 

 



 
 
Worauf jetzt zu achten ist 

Rechtsextreme inszenieren sich in der Krise als Helfer für die „einfachen“ und von der Elite „verratenen“ Leute. Diesem 

durchsichtigen karitativen und propagandistischen Handeln können die Akteure vor Ort begegnen, insbesondere stehen 

Multiplikatoren aus den Verwaltungen, Krisenstäben und der Bürgerschaft in der Verantwortung, sich nicht das Heft des 

Handelns entreißen und den Rechtsextremen unnötigen Gestaltungs- und Handlungsspielraum zu überlassen. Offizielle 

Hilfen, die im Einzelfall noch nicht oder nur unzureichend vor Ort präsent sind, eröffnen Vakua, die Rechtsextreme leicht 

versuchen können (propagandistisch) zu füllen. 
 

 Kameradschaftsführer nahmen in vergleichbaren Fällen Kontakt mit Krisenstäben auf und stellten ihnen Helfer 

zur Verfügung; organisierte Rechtsextreme traten teils erkennbar in Uniform oder einheitlicher (Partei-)Kleidung 

im Katastrophengebiet auf. 

 Krisenstäbe sollten auf solche Angebote mit Skepsis würdigen und sich fragen, wer dort mit welchem 

Eigeninteresse auftritt und geeignete Gegenmaßnahmen ergreifen. Helfer, die ohne Absprache ins 

Katastrophengebiet reisen verstopfen mitunter Zufahrts- und Rettungswege, bindet Einsatzkräfte und steht 

im Weg herum – Krisenstäbe sollten das in ihrem Einsatzkonzept bedenken. 

 Rechtsextreme übergeben Sach- und Geldspenden teils an große Organisationen oder Krisenstäbe in der 

Erwartung eines schmeichelhafte Fotos, das die eigene Rolle würdigt und sich für die Propagandazwecke 

nutzen lässt. 

 Organisationen und Krisenstäbe sollten auch hier die Helfer wachen Auges würdigen sich gewahr werden, 

wer ihnen gegenüber steht und welche Eigeninteressen das Gegenüber verfolgt und entsprechende 

gemeinsame Fotos verweigern. 

 Eigene Verteilung von Sach- und Geldspenden 

 Innerhalb der Krisengebiete sollte der Krisenstab darauf bestehen eigenverantwortlich die Verteilung von 

Spenden durchzuführen – und dies auch durchsetzen, damit Rechtsextreme nicht in ihrer instrumentellen 

Rolle als Kümmerer öffentlich aufgewertet werden. 

 Rechtsextreme senden aus dem Krisengebiet in sozialen Medien und vermitteln dort falsche Informationen. 

 Denkbar wäre es, dass die Polizei ihre rechtlichen Bestimmungen nutzt und auf das Verlassen des 

Katastrophengebiets hinwirkt. Ein Zwischenschritt kann im Kontrollieren von Presseausweisen bestehen. 

Einsatzkräfte und Helfer aus der Bürgerschaft sollten dafür sensibilisiert werden, dass sie von 

Rechtsextremen für Propagandabeiträge vereinnahmt werden könnten. 

 Ehrungen für Helfende nach der Katastrophe 

 Auch nach den Aufräumarbeiten stehen insbesondere Kommunen und Hilfsorganisationen in der 

Verantwortung Rechtsextremen nicht nachträglich noch eine offizielle Ehrung zu erteilen. 
 

Grundsätzlich sind in den Auseinandersetzungen die selbstlosen Ideale der Blaulichtfamilie (jeder Person wird ohne 

Ansehen gemäß ihrer Notlage geholfen) gegen den ausschließenden Ansatz der Rechtsextremen zu behaupten. Das ist 

nicht nur, aber gerade auch in der Krise, das Gebot der Vernunft und Menschlichkeit. 

 

Für konkrete Problemfälle steht Ihnen die Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus zur als Ansprechpartnerin zur 

Verfügung. Nehmen Sie gerne Kontakt zu uns auf: 
 

Max Gerlach 

Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus 

c/o DGB Koblenz 

Moselring 5-7a 

56068 Koblenz 

0162 - 43 65 868 

 

Weitere Informationen und Kontaktdaten:  

https://demokratiezentrum.rlp.de/de/beratungsangebot/bnw-rex/ 

https://demokratiezentrum.rlp.de/de/beratungsangebot/bnw-rex/

